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Lokale Abstimmungen beg�nstigen eine restriktivere Einb�rgerungspraxis
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In der Schweiz f�llt die Entscheidung �ber die Einb�r-
gerung von Ausl�ndern auf lokaler Ebene. Bis vor
kurzem hat in einigen Gemeinden die gesamte Be-
v�lkerung �ber die einzelnen Gesuche abgestimmt.
Dieses Verfahren f�hrte zu restriktiven und diskrimi-
nierenden Entscheiden, wof�r es drei Erkl�rungsan-
s�tze gibt: Direktdemokratische Institutionen bieten
rechtspopulistischen Parteien eher die M�glichkeit,
die Stimmb�rger f�r ihre Sache zu mobilisieren; vor
allem Leute mit einem restriktiven Staatsb�rger-
verst�ndnis nehmen an solchen Abstimmungen teil;
anonyme Entscheide schalten jegliche soziale Kon-
trolle aus.

Die Schweiz hat wahrscheinlich ein weltweit
einzigartiges Einb�rgerungssystem: Ausl�n-
der werden auf lokaler Ebene eingeb�rgert.
Zwar hat die Zahl der Bestimmungen auf na-
tionaler und kantonaler Ebene in den letzten
Jahren zugenommen. Grunds�tzlich ent-
scheidet aber jede Gemeinde selbst dar�ber,
welche Kriterien erf�llt werden m�ssen, um
Schweizer zu werden, und welches Verfahren
angewendet wird, sei es nun eine Stadt von
100.000 oder ein Dorf von 400 Einwohnern.

Dabei ist Einb�rgerungspolitik jeweils das
Ergebnis von Aushandlungsprozessen zwi-
schen politischen Akteuren mit unterschied-
lichem Verst�ndnis von Staatsb�rgerschaft,
Nation, Region und Kultur. Von zentraler Be-
deutung ist hierbei, welche Akteure an den
Entscheidungsprozessen beteiligt sind, wel-
che Positionen sie vertreten und wie stark ihr
Einfluss ist.

Der Ausgang einer Abstimmung ist dabei ent-
scheidend durch institutionelle Strukturen
bestimmt: Lange gab es Kommunen, in denen
die gesamte Bev�lkerung per Urnenabstim-
mung entschied, ob eine Person, Ehepaare
oder Familien die Schweizer Staatsangeh�rig-
keit erhielten. Das Bundesgericht erkl�rte
2003 solche Verfahren f�r verfassungswidrig.
2008 lehnten die Schweizer Stimmb�rger
eine Initiative der Schweizerischen Volks-
partei (SVP) ab, die es den Gemeinden er-
m�glichen sollte, solche Verfahren wieder
einzuf�hren. In Gemeinden mit dieser nun
beendeten direktdemokratischen Tradition
bei der Einb�rgerung wurden bedeutend
mehr negative Entscheide gef�llt als in Ge-
meinden, in denen eine Einb�rgerungs-
kommission oder die Exekutive �ber das Ver-
leihen der Staatsb�rgerschaft entscheidet.

Warum f�llt Einb�rgerungspolitik restrikti-
ver und diskriminierender aus, wenn die Ge-
samtbev�lkerung geheim �ber Gesuche ab-
stimmt? Verschiedene Studien in den USA
und der Schweiz untersuchten, ob direkte De-
mokratie dazu f�hrt, dass bei Volksabstim-
mungen Minderheiten von der Mehrheitsbe-
v�lkerung diskriminiert werden. Die Ergeb-
nisse sind nicht eindeutig. Es scheint sehr
darauf anzukommen, welche Minderheit be-
troffen ist und in welchem Kontext dar�ber
entschieden wird. W�hrend Einigkeit darin
besteht, dass direkte Demokratie einen Ein-
fluss hat, gehen die Erkl�rungen hierf�r weit
auseinander. Im Folgenden werden drei Er-
kl�rungsans�tze f�r die diskriminierende Ein-
b�rgerungspolitik in der Schweiz skizziert: Es
wird argumentiert, dass direktdemokratische
Institutionen rechtspopulistischen Parteien
die M�glichkeit bieten, die Stimmb�rger f�r
ihre Sache zu mobilisieren, dass vor allem
Leute mit einem restriktiven Staatsb�rger-
verst�ndnis an solchen Abstimmungen teil-
nehmen und dass anonyme Entscheide jeg-
liche soziale Kontrolle ausschalten.

Im Verlauf der zweiten H�lfte des 20. Jahr-
hunderts zeigte sich in der Schweiz ver-
schiedentlich, dass rechtspopulistische Par-
teien, die kaum Unterst�tzung in nationalen
Wahlen erhielten, die Abstimmungsarena
dazu benutzten, ihre Anliegen im Bereich der
Ausl�nderpolitik auf die politische Agenda
zu bringen. Obwohl die meisten Initiativen
abgelehnt wurden, gelang ihnen eine starke
Mobilisierung. Die �berraschend guten Re-
sultate f�r diese kleinen Parteien bewogen die
schweizerische Regierung dazu, Ausl�nder-
und Staatsb�rgergesetze zu versch�rfen. Die
direktdemokratische Arena erm�glichte so-
mit diesen Parteien, indirekt ihren Einfluss
auszu�ben.

Sowohl direkte wie auch indirekte Einfl�sse
k�nnen in der lokalen Einb�rgerungspolitik
beobachtet werden. Die Gemeinde Emmen,
der wohl bekannteste Fall schweizerischer
Einb�rgerungspolitik, ist ein Beispiel f�r di-
rekte Effekte. In dieser Vorortgemeinde von
Luzern entschied bis 1999 das Gemeinde-
parlament �ber Gesuche. In jenem Jahr lan-
cierten die „Schweizer Demokraten“, eine
kleine rechtspopulistische Partei, eine Ini-
tiative mit der Forderung, in Zukunft an der
Urne �ber Antr�ge entscheiden zu lassen. Die
Initiative wurde angenommen und f�hrte in
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Summary

Secret voting promotes
discrimination

In Switzerland, foreigners are natu-
ralized at the local level. Until re-
cently, there were some municipali-
ties where the entire population
decided about each individual case
in a secret vote. These procedures
of direct democracy have led to re-
strictive and discriminatory deci-
sions. Administrative procedures
are in effect less restrictive. Possi-
ble explanations are discussed: the
mobilizing potential of right-wing
groups, the higher participation
rate of people with xenophobic
tendencies in the voting, and the
lack of social control in the secret
vote.
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der Folge zu einer Reihe von viel diskutierten
diskriminierenden Entscheiden, vor allem ge-
gen�ber Antragstellern aus Ex-Jugoslawien.
Interviews mit Lokalpolitikern anderer Ge-
meinden zeigten, dass das Zusammentreffen
direktdemokratischer Institutionen und
rechtspopulistischer Kr�fte zu einer st�rkeren
Vorselektion von Antragstellern f�hrt: So
warten potenzielle Antragssteller l�nger, bis
sie ein Gesuch einreichen, oder die vorbe-
ratende Kommission bringt weniger Gesuche
zur Abstimmung, um ablehnende Entscheide
zu vermeiden oder auf ein Minimum zu be-
schr�nken.

Wenn es nun scheint, dass rechtspopulis-
tische Kr�fte die Bev�lkerung f�r ihre An-
liegen bei gewissen Abstimmungen zu mobi-
lisieren verm�gen, so stellt sich die Frage,
wer denn �berhaupt an die Urne geht. Der
amerikanische Politikwissenschaftler Morris
Fiorina beklagt, das Prinzip partizipativer
Demokratie werde immer mehr unterminiert,
weil ein zunehmender Teil der Bev�lkerung
immer weniger Bereitschaft zu politischem
Engagement zeige. Als Folge nehme ein im-
mer kleiner werdender und daher kaum re-
pr�sentativer Teil an politischen Versamm-
lungen und Abstimmungen teil. F�r die
Schweiz wurde nachgewiesen, dass lediglich
18 Prozent der Stimmb�rger zu Gemeinde-
versammlungen gehen. Dies ist deutlich we-
niger als die Beteiligung bei nationalen Sach-
abstimmungen (40 Prozent) oder lokalen
Exekutiv- oder Parlamentswahlen (63 Pro-
zent).

Man weiß sehr wenig dar�ber, wer sich in der
Schweiz auf lokaler Ebene politisch enga-
giert. Lediglich die h�here Beteiligung in Ge-
meinden mit einem hohen Anteil von Bauern
und Handwerkern mit konservativen Ein-
stellungen ist belegt. Solche Ergebnisse k�n-
nen nur vermuten lassen, aber nicht bewei-
sen, dass sich Personen mit einem restriktiven
Staatsb�rgerverst�ndnis vermehrt �ber di-
rektdemokratische Verfahren politisch enga-
gieren. Andere Analysen haben gezeigt, dass
Personen, die sich politisch rechts einstufen
und mit der Schweizerischen Volkspartei
sympathisieren, tats�chlich mit h�herer
Wahrscheinlichkeit an einer Gemeindever-
sammlung teilnehmen als andere.

Direktdemokratische Verfahren k�nnen aber
auch dazu f�hren, dass sich B�rger anders
positionieren, als sie dies in einer �ffentlichen
Debatte t�ten. Als Urnenabstimmungen �ber
Einb�rgerungsgesuche vom Bundesgericht
f�r verfassungswidrig erkl�rt wurden, war
eines der Hauptargumente, dass solche Ver-
fahren diskriminierende Entscheide zulassen

und es nicht erm�glichen, herauszufinden,
aus welchen Gr�nden ein Gesuch abgelehnt
wurde. Da es sich jedoch bei Einb�rgerungen
gem�ß Bundesgericht um administrative Ent-
scheide handelt, m�sse sichergestellt werden,
dass alle Antragsteller an den gleichen Krite-
rien gemessen werden, unabh�ngig davon,
wie restriktiv oder liberal diese nun sind.

In verschiedenen Interviews sprachen sich
manche Lokalpolitiker gegen die Urteile des
Bundesgerichts aus, weil sie der Meinung wa-
ren, dass es manchmal schlicht nicht m�glich
sei, klare Begr�ndungen f�r Ablehnungen
vorzubringen. Diese Personen empfanden es
als legitim, Gesuche auch schlicht auf Grund-
lage eines mulmigen Gef�hls ablehnen zu
k�nnen – wof�r geheime Abstimmungen per-
fekte Voraussetzungen bieten. Dass einzelne
W�hler oder Lokalpolitiker keine klaren Ar-
gumente f�r ihre Entscheidungen nennen
k�nnen, liegt h�ufig daran, dass sie die Kan-
didaten zur Einb�rgerung kaum oder gar
nicht kennen. In verschiedenen Studien
wurde aufgezeigt, dass pers�nliche Kontakte
zu Ausl�ndern und eine vertiefte Ausein-
andersetzung mit ihnen zu toleranterem Ver-
halten f�hren. In einigen Interviews wurde
denn auch angef�hrt, dass man zu großz�gi-
geren Einstellungen gelangt sei, seit man sich
in der Einb�rgerungspolitik der eigenen Ge-
meinde st�rker engagiere.

Diskriminierende Einstellungen gegen�ber
Ausl�ndern k�nnen in einem liberalen Staat
nur unter Schwierigkeiten vertreten werden –
ein weiterer Grund, sich nicht �ffentlich ge-
gen Antragsteller aussprechen zu wollen.
Viele W�hler bef�rchten die negativen Re-
aktionen von Mitb�rgern, wenn sie zum Bei-
spiel an Gemeindeversammlungen die Ableh-
nung eines Gesuches verlangten. Geheime
Abstimmungen setzen also solche sozialen
Kontrollmechanismen außer Kraft.

Direktdemokratische Verfahren wie in der
Schweiz haben viele Vorteile – das System hat
aber auch gewisse Grenzen. Interessant ist im
Fall der Abstimmungen �ber Einb�rgerungs-
gesuche, dass sich Politiker und die breite Be-
v�lkerung in Abh�ngigkeit davon, ob �ffent-
lich oder geheim dar�ber entschieden wird,
sehr unterschiedlich positionieren. Zudem ist
es aufschlussreich, zu beobachten, welche
Dynamik in der Einb�rgerungspolitik ent-
steht, wenn sich institutionelle Einrichtungen
�ndern, mehr in der �ffentlichkeit �ber kul-
turelle Grenzen diskutiert wird und rechts-
populistische Kr�fte auftreten. Diese Er-
kenntnisse sind �ber die Verfahren schweize-
rischer lokaler Einb�rgerungspolitik hinweg
von großem Interesse.
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